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Drucksadle V/ 1804 


Der Bundesminister des Innern 

V 7 - 510 460/17 


Bonn, den 26. Mai 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Hilfen für körperlich und geistig behinderte Kinder 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache V/1736 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt; 


1. In welchem Umfang ist für körperlich und geistig behinderte 
Kinder die fachärztliche Behandlung, die Versorgung mit Arz- 
neien, Heil- und Hilfsmitteln, insbesondere orthopädische Ver- 
sorgung, sichergestellt und inwieweit werden die Eltern finan- 
ziell herangezogen? 


Wie allgemein in Krankheitsfällen ist die fachärztliche Versor- 
gung auch für körperlich und geistig behinderte Kinder zunächst 
durch die gesetzliche Krankenversicherung, von der fast 90®/o 
der Bevölkerung erfaßt werden, gewährleistet. Wenn und so- 
weit Leistungen im Rahmen der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung nicht oder nicht in vollem Umfang gewährt werden kön- 
nen, treten die Träger der Sozialhilfe auf Grund der Bestim- 
mungen des Bundessozialhilfegesetzes ein. über dieses System 
sich ergänzender Leistungen sind die fachärztliche Behandlung 
und die Versorgung mit Heil- und Hilfsmitteln einschließlich 
der orthopädischen Versorgung für körperlich und geistig be- 
hinderte Kinder in vollem Umfang sichergestellt. 

Ob und inwieweit die Eltern finanziell herangezogen werden, 
bestimmt sich bei Leistungen der Krankenversicherung nach der 
Satzung des jeweiligen Trägers und, soweit die Sozialhilfe ein- 
greift, nach den Bestimmungen des Bundessozialhilfegesetzes 
über den Einsatz von Einkommen und Vermögen des Kindes 
und seiner Eltern. 
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2. In welcher Höhe werden zur Unterbringung körperlich und gei- 
stig behinderter Kinder in den verschiedenen Einrichtungen und 
zur schulischen Ausbildung die Eltern neben den Hilfen nach 
dem Bundessozialhilfegesetz finanziell herangezogen? 

Diese Frage kann nur im Einzelfall von dem jeweils zuständigen 
Träger der Sozialhilfe beantwortet werden. Als Grundsatz für 
die Heranziehung der Eltern ist im Bundessozialhilfegesetz fest- 
gelegt, daß sie an den entstehenden Kosten nur beteiligt wer- 
den können, soweit ihnen die Aufbringung der Mittel aus eige- 
nem Einkommen und Vermögen zuzumuten ist. Die Zumutbar- 
keit ergibt sich aus Einkommensgrenzen, die im Gesetz festge- 
legt und als Schongrenzen anzuwenden sind. Bei der Beurteilung 
der Frage, ob und in welchem Umfang Einkommen heranzuzie- 
hen ist, das die maßgebende Einkommensgrenze übersteigt, 
sind die besonderen Umstände und Belastungen zu berücksich- 
tigen, die sich für die Familie aus der Behinderung des Kindes 
ergeben. Ähnliches gilt für den Einsatz des Vermögens. 

Diese Grundsätze gelten gleichermaßen für die Unterbringung 
der Kinder in den verschiedenen Einrichtungen und zur schuli- 
schen Ausbildung. In den Ländern zeichnet sich eine Entwick- 
lung im Bereich der Sonderschulen ab, die in diesem Zusam- 
menhang von Interesse ist. Sie zielt auf die Einbeziehung aller 
behinderten Kinder hin und wird zunehmend zu einer Entla- 
stung der Eltern von Kosten für die Schulausbildung ihrer be- 
hinderten Kinder führen. 
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